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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV versammelt ca. 60.000 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie Anwaltsnotarinnen und Anwaltsnotare, 

die in 253 lokalen Anwaltvereinen im In- und Ausland organisiert sind. Er vertritt die 

Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene. Der DAV ist im Lobbyregister für die Interessenvertretung gegenüber dem 

Deutschen Bundestag und der Bundesregierung zur Registernummer R000952 

eingetragen.  

 

 

Der Deutsche Anwaltverein teilt das Ziel einer wirksamen Korruptionsbekämpfung. 

Korruption schädigt den Rechtsstaat, fairen Wettbewerb und das Vertrauen in staatliche 

Institutionen. Gerade deshalb muss eine EU-Strategie selbst rechtsstaatlichen 

Maßstäben genügen. Wir weisen dabei auf Risiken hin, die in der erkennbaren 

Schwerpunktsetzung – Ausbau von Ermittlung, Strafverfolgung und 

Vermögensabschöpfung, digitale und KI-gestützte Aufdeckung sowie verstärkte 

behördliche Zusammenarbeit – bereits angelegt sind. 

 

Wir beantworten den Fragebogen nicht, sondern äußern uns im Freitext, da wir 

offensichtlich nicht der Adressat des Fragebogens sind. Der für uns ersichtliche Ansatz 

der EU-Strategie ist auf  Repression und Überwachung gerichtet. Ein solcher ist unser 

Ansicht nach kontraproduktiv und untergräbt jenes Vertrauen, das die Strategie 

schützen will. Wir plädieren für eine Strategie, die den Ausbau der Verfolgung mit einer 

gleichgewichtigen Stärkung der Verfahrens- und Verteidigungsrechte verbindet. 

Wir möchten insbesondere auf  den geplanten Ausbau von Ermittlung, Strafverfolgung 

und Vermögensabschöpfung (unter 1.); den Einsatz von KI (unter 2.); die 

länderübergreifende Zusammenarbeit (unter 3.) eingehen: 

 

1. 

Es besteht bereits ein dichtes Instrumentarium; die soeben verhandelte Richtlinie zur 

Korruptionsbekämpfung ist noch nicht einmal umgesetzt. Vor weiteren repressiven 

Schritten sind Konsolidierung und Evaluierung des Bestehenden geboten, nicht 

zusätzliche Verschärfung. Besonders kritisch sehen wir den weiteren Ausbau der 

Vermögensabschöpfung: Einziehung ohne (rechtskräftige) Verurteilung, 
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Beweislastverlagerungen und Ansätze beim „nicht erklärbaren Vermögen" stehen in 

einem Spannungsverhältnis zu Unschuldsvermutung, Verhältnismäßigkeit und 

Eigentumsgarantie. In der Praxis bedroht die frühzeitige Sicherstellung von Vermögen 

zudem den Zugang zu effektiver Verteidigung, wenn Beschuldigte ihre frei gewählte 

Verteidigung nicht mehr finanzieren können. Jeder Ausbau der Verfolgungsseite muss 

mit einer spürbaren Stärkung der Verteidigungs- und Verfahrensrechte (wie u.a. bereits 

die auf das Stockholm Programm zurückgehenden Beschuldigtenrechterichtlinien u.a. 

zu Belehrung1 und Prozesskostenhilfe2) einhergehen – sonst verschiebt sich das 

Gleichgewicht des Verfahrens dauerhaft zulasten der Beschuldigten. Der Deutsche 

Anwaltverein fordert bereits seit Jahren eine erneute Roadmap für weitere unionsweite 

Beschuldigtenrechte3. 

 

2.  

Der Einsatz von KI zur Verdachtsgewinnung begegnet erheblichen rechtsstaatlichen 

Bedenken. Ein algorithmisch erzeugter „Verdacht" ist häufig weder transparent noch 

nachvollziehbar und entzieht sich der wirksamen gerichtlichen Kontrolle. Massenhafte 

Datenauswertung, Profiling und Fehlklassifizierungen (false positives) gefährden 

Grundrechte, ohne dass ihr Mehrwert für die Korruptionsbekämpfung belegt wäre. 

Erforderlich sind, sofern solche Instrumente überhaupt eingesetzt werden: gesetzliche 

Grundlage, Zweckbindung, Erklärbarkeit, verpflichtende menschliche Letztentscheidung 

und richterliche Kontrolle. Anwaltlich geschützte Kommunikation muss von jeder 

automatisierten Auswertung zuverlässig ausgenommen bleiben. 

 

3.  

Grenzüberschreitende Kooperation ist im Grundsatz sinnvoll, darf aber nicht zu einem 

Absenken von Schutzstandards führen. Die EU hat die Verfolgungsseite (EUStA, 

Eurojust, Europol, Europäische Ermittlungsanordnung) zuletzt ganz erheblich 

ausgebaut, während die Verteidigungsseite im grenzüberschreitenden Verfahren 

strukturell unterentwickelt bleibt. Diese Asymmetrie ist auszugleichen: 

grenzüberschreitende Beweis- und Datenerhebung erfordert wirksame 

 
1 Richtlinie 2012/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 regelt das Recht 
auf Belehrung in Strafverfahren in der Europäischen Union. 
2 Richtlinie (EU) 2016/1919 ist eine Rechtsvorschrift der Europäischen Union, die Mindeststandards für 
den Zugang zu Prozesskostenhilfe für Verdächtige und beschuldigte Personen in Strafverfahren. 
3 Vgl. dazu DAV Stellungnahme Nr. 5/2020 sowie die umfassende CCBE contribution to the High-Level 
Forum on the Future of EU Criminal Justice von Oktober 2025. 

https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://anwaltverein.de/newsroom/sn-5-20-verfahrensrechte-eu-ebene%3Fscope%3Dmodal%26target%3Dmodal_reader_24%26file%3Dfiles/media/news/replicator/stellungnahmen/dav-sn_05-20_verfahrensrechte-eu-ebene.pdf&ved=2ahUKEwjWmK_06pqVAxWsg_0HHW-3M9sQFnoECB4QAQ&usg=AOvVaw2bfdmtLpj7P6IvWP4ApP06
https://www.ccbe.eu/fileadmin/speciality_distribution/public/documents/CRIMINAL_LAW/CRM_Position_papers/EN_CRM_20251008_CCBE-contribution-to-the-High-Level-Forum-on-the-Future-of-EU-Criminal-Justice.pdf
https://www.ccbe.eu/fileadmin/speciality_distribution/public/documents/CRIMINAL_LAW/CRM_Position_papers/EN_CRM_20251008_CCBE-contribution-to-the-High-Level-Forum-on-the-Future-of-EU-Criminal-Justice.pdf
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Verteidigungsrechte, Zugang zu den Akten und Schutz der Vertraulichkeit über 

Jurisdiktionsgrenzen hinweg. Andernfalls drohen „forum shopping" und die Umgehung 

nationaler Schutzgarantien. Der DAV verweist hierzu nochmals auf die DAV 

Stellungnahme Nr. 5/2020 sowie die umfassende und aktuelle Stellungnahme des 

Europäischen Rats der Anwaltschaften, CCBE contribution to the High-Level Forum on 

the Future of EU Criminal Justice, von Oktober 2025. 

 

 

https://www.google.com/url?sa=t&source=web&rct=j&opi=89978449&url=https://anwaltverein.de/newsroom/sn-5-20-verfahrensrechte-eu-ebene%3Fscope%3Dmodal%26target%3Dmodal_reader_24%26file%3Dfiles/media/news/replicator/stellungnahmen/dav-sn_05-20_verfahrensrechte-eu-ebene.pdf&ved=2ahUKEwjWmK_06pqVAxWsg_0HHW-3M9sQFnoECB4QAQ&usg=AOvVaw2bfdmtLpj7P6IvWP4ApP06
https://www.ccbe.eu/fileadmin/speciality_distribution/public/documents/CRIMINAL_LAW/CRM_Position_papers/EN_CRM_20251008_CCBE-contribution-to-the-High-Level-Forum-on-the-Future-of-EU-Criminal-Justice.pdf
https://www.ccbe.eu/fileadmin/speciality_distribution/public/documents/CRIMINAL_LAW/CRM_Position_papers/EN_CRM_20251008_CCBE-contribution-to-the-High-Level-Forum-on-the-Future-of-EU-Criminal-Justice.pdf
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Verteiler 

 
 
Europa 

 

Europäische Kommission 

• Generaldirektion Justiz und Verbraucher (DG JUST) 

 

 


